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1. Vermerk:  
 

Ausweislich der anliegenden Eingangsverfügung des Verwaltungsgerichts Braun-

schweig vom 06.01.2025 hat Herr Präger dort am selben Tag einen Antrag auf 

Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gestellt. Die Antragsschrift ist beigefügt. 

Das Verwaltungsgericht Braunschweig hat um Stellungnahme bis zum 16.01.2025 

gebeten. Aufgrund eines Versehens der Wachtmeisterei hat mich das Schreiben 

des Verwaltungsgerichts Braunschweig erst heute erreicht, weshalb nunmehr un-

verzüglich eine Stellungnahme zu veranlassen ist.  

2. Bitte elektronisches Empfangsbekenntnis formgerecht an das Verwaltungsgericht 

Braunschweig zum dortigen Aktenzeichen 1 B 22/25 übersenden. 

3. Frau Referendarin Rilke m. d. B. u. Prüfung, ob der Antrag des Herrn Präger Aus-

sicht auf Erfolg hat. Sofern dieser keine Aussicht auf Erfolg hat, bitte ich darum, in 

verwaltungsüblicher Form eine Antragserwiderung zu entwerfen, die auf sämtliche 

aufgeworfenen rechtlichen Aspekte eingeht. Diese wird der Präsident des Land-

gerichts Braunschweig selbst zeichnen. Rechtsfragen, die nicht in der Erwiderung 

zu erwähnen sind, aber in dieser Angelegenheit von Bedeutung sein können, le-

gen Sie bitte in einem ergänzenden Vermerk dar. Im Falle der Erfolgsaussicht des 

Antrags erbitte ich einen ausführlichen Vermerk über alle aufgeworfenen Fragen 

in Gutachtenform nebst Vorschlag zum weiteren Vorgehen an mich. In diesem Fall 

ist keine Stellungnahme an das Gericht zu fertigen.  

In der Sache erschließt sich mir bereits nicht, warum – auch im Hinblick auf die 

Regelung des § 23 Abs. 1 S. 1 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas-

sungsgesetz (EGGVG) – für die vorliegende Streitigkeit der Verwaltungsrechtsweg 

eröffnet sein soll. Ich habe zudem Zweifel am Rechtsschutzbedürfnis des Antrag-

stellers. Ausweislich der Antragsschrift macht dieser ausdrücklich keinen An-

spruch auf Erteilung einer Genehmigung für Ton- und/oder Bildaufnahmen im Ge-

richtsgebäude geltend. Er verfolgt mit dem vorliegenden Antrag vielmehr lediglich 

sein Begehren, ihm das Mitführen ausgeschalteter Aufnahmegeräte nebst Zube-

hör im Landgerichtsgebäude zu gestatten. Dies ist ihm jedoch durch den Bescheid 

vom 26.11.2024 gar nicht untersagt worden. Gegenstand des Bescheids ist aus-

schließlich die Ablehnung des Antrags auf Erteilung einer Foto- und Drehgeneh-

migung. Die Frage, ob es dem Antragsteller gestattet ist, die im Antrag genannten 

(Aufnahme-)Geräte im ausgeschalteten Zustand in das Gericht zu verbringen, ist 

überhaupt nicht Gegenstand des Bescheids.  

Landgericht Braunschweig                Der Präsident 

Vorgangszeichen: 127 E 50.8/24         Braunschweig, den 16.01.2025 

Vfg. 
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Unabhängig davon ist m. E. das Rechtsschutzbedürfnis auch bereits deshalb zu 

verneinen, weil es für den Antragsteller ohne Bedeutung ist, ob er die im Antrag 

genannten (Aufnahme-)Geräte im ausgeschalteten Zustand mit sich führen kann, 

da gar keine Möglichkeit besteht, dass er diese im Gebäude des Landgerichts 

Braunschweig wird verwenden können. Die Anfertigung von Foto- und Filmaufnah-

men ist vorliegend – auch im Zusammenhang mit der mündlichen Verhandlung – 

ausgeschlossen. Für den Antragsteller besteht somit kein Bedürfnis mehr, die 

Frage gerichtlich klären zu lassen. Der Präsident des Landgerichts Braunschweig 

hat in Ausübung seines Hausrechts nach § […] allgemein verfügt, dass in den 

Räumlichkeiten des Landgerichts Braunschweig das Fotografieren und Filmen nur 

mit ausdrücklicher Genehmigung gestattet ist.  

Hinweis des LJPA: Von einem Abdruck der ordnungsgemäß angegebenen 

Norm („[…]“) wird zu Prüfungszwecken abgesehen. Es ist davon auszugehen, 

dass die o. g. Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben worden und 

allgemein wirksam ist.  

Zur Durchsetzung des danach grundsätzlich geltenden Verbots des Filmens und 

Fotografierens hat der Landgerichtspräsident am 01.01.2020 eine Sicherheits-

richtlinie über die Kontrolle und den Zutritt zum Gebäude des Landgerichts Braun-

schweig erlassen. Ein Anspruch darauf, das Landgericht Braunschweig unter Mit-

nahme der im Antrag bezeichneten (Aufnahme-)Geräte zu betreten, steht dem An-

tragsteller aus meiner Sicht nicht zu. Es ist für mich bereits nicht ersichtlich, woraus 

sich ein solcher Anspruch ergeben soll. Eine einfachgesetzliche Anspruchsgrund-

lage besteht nicht. Der Antragsteller kann sich wohl auch nicht auf die Pressefrei-

heit berufen, da er nicht Teil der Presse ist. Wie er selbst vorträgt, veröffentlicht er 

seine Artikel ausschließlich im Internet. Er erfüllt damit m. E. nicht die Anforderun-

gen, die im Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts an 

den Begriff der Presse zu stellen sind. Aber selbst wenn davon auszugehen sein 

sollte, dass seine Tätigkeit unter Art. 5 Grundgesetz (GG) zu fassen ist, so ist es 

ihm im konkreten Fall verwehrt, sich auf dieses Recht zu berufen. Dies folgt aus 

dem Pressekodex des Presserats. Hierbei handelt es sich um publizistische 

Grundsätze bzw. Richtlinien für die journalistische Arbeit, denen die Verleger und 

Journalisten durch ihre Verbände zugestimmt haben. Der Pressekodex hat den 

Charakter einer freiwilligen Selbstverpflichtung. Durch die Berichterstattung über 

einen Rechtsstreit, an dem der Antragsteller selbst beteiligt ist, verstößt er gegen 

das Trennungsgebot der Ziffer 6 des Pressekodexes in Verbindung mit Ziffer 6.1 

der Richtlinie. 

 

4. Wv.: Danach 

Im Auftrag 

 

Ludwig 

Richterin am Landgericht - Koordinationsrichterin 

Zu 2.): Erledigt am 16.01.2025,  

Voss (Justizangestellte) 
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Verwaltungsgericht Braunschweig 
Postfach 47 27, 38037 Braunschweig 
Aktenzeichen: 1 B 22/25 

 

Verwaltungsgericht 

Braunschweig 

1. Kammer 
Die Vorsitzende 

 

 

An das 

Landgericht Braunschweig 

Münzstraße 17 

38100 Braunschweig 

gegen eEB 

als elektronisches Dokument 

 
Aktenzeichen (Bitte stets angeben) 

1 B 22/25 

Ihr Zeichen Durchwahl Datum 

127 E 50.8/24 0531 - 488 8975 06.01.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der Verwaltungsrechtssache 

Präger ./. Land Niedersachsen 

Streitgegenstand: Presserecht 

wird die beigefügte Antragsschrift (hier eingegangen am 06.01.2025) zur Kenntnisnahme über-

sandt. Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten. Sie werden gebeten, 

das oben genannte Aktenzeichen bei allen Eingaben anzugeben. 

Es wird um Rücksendung des Empfangsbekenntnisses bzw. Übermittlung des elektronischen 

Empfangsbekenntnisses in strukturierter, maschinenlesbarer Form gebeten (§ 175 

Abs. 4 ZPO). 

Äußern Sie sich bitte bis zum 16.01.2025.  

Fügen Sie bitte der schriftlichen Äußerung Ihre vollständigen Unterlagen im Original 

bei. 

Falls Bedenken gegen die Übertragung auf d. Einzelrichter/in bestehen, bitte ich um Mitteilung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Deister 
 
Beglaubigt 
 
Herrmann, Justizangestellter 
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Ferdinand Präger, Wallstraße 23, 38100 Braunschweig 

 

An das 

Verwaltungsgericht Braunschweig 

Wilhelmstraße 55 

38100 Braunschweig 

 

 

 

 

          

       Braunschweig, den 06.01.2025 

Antrag auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit vorliegendem Schreiben beantrage ich die Gewährung einstweiligen 

Rechtsschutzes gegenüber dem Landgericht Braunschweig, der darauf 

gerichtet ist, mir am 04.02.2025 zu gestatten, zwei Smartphones mit 

Videoaufzeichnungsfunktion im ausgeschalteten Zustand, zwei Stative und 

einen Laptop im ausgeschalteten Zustand in das Gebäude des Landgerichts 

Braunschweig zu bringen und diese dort bei mir zu führen.  

Meinem Antrag liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Ich bin freier Journalist. Seit etwa 15 Jahren habe ich es mir (nebenberuflich) 

zur Aufgabe gemacht, über Gerichtsverfahren im Raum Braunschweig zu 

berichten, von denen ich glaube, dass sie die Öffentlichkeit interessieren.  

Um die Leute zu erreichen, betreibe ich eine eigene Webseite. Auf dieser stelle 

ich – ähnlich einem Blog (auf einer Website geführtes öffentlich einsehbares 

Tagebuch, in dem eine Person Inhalte niederschreibt) oder einer Online-

Zeitung – regelmäßig Artikel online, in denen ich die von mir ausgewählten 

Gerichtsverfahren journalistisch aufbereite. Etwa indem ich die weiteren 

Hintergründe des Verfahrens schildere, die Urteile mit den Entscheidungen 

anderer Gerichte vergleiche und/oder die rechtlichen Ausführungen der 

Gerichte erläutere bzw. erkläre, warum das Gericht so entschieden hat. 

Gelegentlich fertige ich auf der Grundlage meiner Artikel auch kürzere Videos 

an, die ich dann auf das Videoportal YouTube hochlade. Auf meiner Seite 

Ferdinand Präger 

Freier Journalist 

Wallstraße 23 

38100 Braunschweig 
 

Website: 

fp-journalism.de 
 

E-Mail: 

Info@fp-journalism.de 
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poste ich dann Links, also Weiterleitungen, über die man zu den Videos 

gelangt. So habe ich ein paar hundert interessierte Leser gewinnen können, die 

meine Seite regelmäßig besuchen.  

In dem konkreten Fall, der mich zur Stellung dieses Antrags bewogen hat, geht 

es um das Zivilverfahren 11 O 173/23, das derzeit vor dem Landgericht 

Braunschweig anhängig ist. An dem Verfahren bin ich zufälligerweise selbst 

beteiligt. Inhaltlich geht es um eine nachbarrechtliche Streitigkeit im 

Zusammenhang mit Lärmbelästigungen und Überwuchs. Ich habe dieses 

Verfahren nicht etwa deshalb ausgewählt, weil ich daran selbst beteiligt bin, 

sondern weil die Thematik sehr gefragt ist – vermutlich, weil viele 

Hauseigentümer ähnliche Probleme haben.  

Bezüglich der Berichterstattung war geplant, dass ich – wie sonst auch, wenn 

ich über ein Verfahren berichte – unmittelbar vor Beginn und im direkten 

Anschluss an die mündliche Verhandlung sowie in den Pausen im Sitzungssaal 

Foto- und Filmaufnahmen anfertige. Aufnahmen von den Beteiligten oder der 

zuständigen Richterin würde ich allerdings nur machen, wenn diese damit 

einverstanden sind. Es würde mir daher völlig genügen, wenn ich mit den oben 

genannten Gegenständen 15 Minuten vor Beginn der mündlichen 

Verhandlung das Gerichtsgebäude betreten kann. Ich habe auch nicht vor, 

nach dem Schluss der mündlichen Verhandlung länger als 20 Minuten im 

Gerichtsgebäude zu verweilen.  

Aus diesem Grund hatte ich bereits am 31.10.2024 einen Antrag auf Erteilung 

einer Foto- und Drehgenehmigung im Gebäude des Landgerichts 

Braunschweig für das Verfahren 11 O 173/23 gestellt (Anlage 1).  

Mit Bescheid vom 26.11.2024 (Anlage 2) hat der Präsident des Landgerichts 

Braunschweig diesen Antrag abgelehnt. Den Bescheid habe ich am 03.12.2024 

erhalten.  

Mit dem Bescheid habe ich mich inzwischen abgefunden und werde mich 

auch daran halten. Ich hatte sowieso nur vor, Foto- und Filmaufnahmen im 

Sitzungssaal anzufertigen. Das kann mir jedenfalls der Präsident des 

Landgerichts Braunschweig nicht untersagen. Deshalb habe ich auch erstmal 

nichts weiter unternommen. 

Nunmehr hat die zuständige Richterin in dem Verfahren 11 O 173/23, Richterin 

am Landgericht Lotter, mit Verfügung vom 23.12.2024 – mir zugestellt am 

30.12.2024 – den Termin für die mündliche Verhandlung auf Dienstag, den 

04.02.2025, anberaumt. Auf meine telefonische Nachfrage teilte mir die 

Richerin Lotter mit, dass sie im Rahmen ihrer sitzungspolizeilichen Befugnisse 

voraussichtlich das Fertigen von Foto- und Filmaufnahmen im Sitzungssaal 

untersagen werde. 
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Vor dem Hintergrund dieses Telefonates und des Schreibens vom 26.11.2024 

sowie des auf der Internetseite des Landgerichts befindlichen Hinweises, dass 

das Mitführen von Fotoapparaten und Handys mit Fotofunktion nicht gestattet 

ist, habe ich die Befürchtung, dass ich am 04.02.2025 nicht in das Gebäude des 

Braunschweiger Landgerichts eingelassen werde, wenn ich mein Equipment 

mitführe.  

Diese Einschränkung stellt eine Verletzung meiner Pressefreiheit dar! Ich bin Teil 

der Presse! Allein der Umstand, dass ich meine Artikel online veröffentliche, 

kann nicht dazu führen, dass ich schutzlos gestellt bin. Der Grundrechtsschutz 

kann doch nicht davon abhängen, ob ein Presseerzeugnis gedruckt wird oder 

nicht.  

Als Pressevertreter im Sinne des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG habe ich einen Anspruch 

darauf, die oben genannten (Aufnahme-)Geräte mitzunehmen. Dies ist Teil 

meiner grundrechtlich geschützten Berichterstattungstätigkeit. Erst durch den 

ungehinderten Zugang zu Informationen wird die Presse allgemein – und ich als 

Pressevertreter im Besonderen – in die Lage versetzt, die ihr in der freiheitlichen 

Demokratie zukommende Funktion wirksam wahrzunehmen.  

Geschützt wird die ungehinderte Recherche und sonstige 

Informationsbeschaffung unter Nutzung pressespezifischer Methoden, 

vorliegend die Anfertigung von Fotos und Filmaufnahmen. Dies umfasst auch 

das Recht der im Pressewesen tätigen Personen, sich über Vorgänge in einer 

öffentlichen Gerichtsverhandlung zu informieren und hierüber zu berichten. 

Durch das faktische Verbot, das Gebäude des Landgerichts Braunschweig 

(unter Mitnahme meiner Geräte) zu betreten, wird es mir erheblich erschwert, 

angemessen über das Verfahren zu berichten.  

Ich halte mich auch selbstverständlich an den Pressekodex, zumal dieser seit 

dem 01.01.2009 auch für journalistische Beiträge in Onlinemedien gilt. Die 

Regelungen des Pressekodex verbieten aber keine Berichterstattung in eigener 

Sache.  

Ich habe auch ein Interesse an einer gerichtlichen Entscheidung. Einen 

Beschluss des Landgerichts Braunschweig, der mir das Anfertigen von Foto- und 

Filmaufnahmen im Zusammenhang mit der mündlichen Verhandlung am 

04.02.2025 verbieten würde, habe ich bislang nicht erhalten.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ferdinand Präger 
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Ferdinand Präger, Wallstraße 23, 38100 Braunschweig 

 

An das 

Landgericht Braunschweig 

- Pressestelle - 

z. Hd. Ri‘inLG Schöne  

Münzstraße 17  

38100 Braunschweig 

 

 

         

                    

Braunschweig, den 31.10.2024 

Antrag auf Prozessbeobachtung 

Sehr geehrte Damen und Herren, Herr Präsident, Frau Schöne, 

hiermit beantrage ich in dem bei Ihnen anhängigen Verfahren 11 O 173/23 

(Minke ./. Präger) für den noch anzuberaumenden Termin zur mündlichen 

Verhandlung eine Prozessbeobachtung.  

Ich bin freier Journalist und betreibe eine Website, auf der ich regelmäßig 

Artikel über meines Erachtens relevante Gerichtsverfahren und Links zu von 

mir gedrehten Videos auf YouTube bereitstelle. In dem o. g. Fall bin ich nur 

rein zufällig selbst Beteiligter des Zivilrechtsstreits (einer nachbarrechtlichen 

Streitigkeit). 

Zum Zwecke der Prozessbeobachtung werde ich unmittelbar vor Beginn und 

im direkten Anschluss an die mündliche Verhandlung sowie in den Pausen im 

Sitzungssaal Foto- und Filmaufnahmen anfertigen. Aufnahmen von Beteiligten 

oder dem Gericht erfolgen nur mit deren Einverständnis. Ich werde an dem 

Verhandlungstag zwei Smartphones mit Videoaufzeichnungsfunktion im 

ausgeschalteten Zustand, zwei Stative und einen Laptop im ausgeschalteten 

Zustand in das Gebäude des Landgerichts Braunschweig mitbringen und diese 

dort bei mir führen.  

Mit journalistischen Grüßen 

Ferdinand Präger 

 

Hinweis des LJPA: Es ist davon auszugehen, dass das Schreiben des Herrn Präger vom 

31.10.2024 am selben Tag beim Landgericht Braunschweig eingegangen ist. 

Anlage 1 

Ferdinand Präger 

Freier Journalist 

Wallstraße 23 

38100 Braunschweig 
 

Website: 

fp-journalism.de 
 

E-Mail: 

Info@fp-journalism.de 

 

 

Kopie
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Postanschrift: 
Landgericht Braunschweig, Münzstraße 17, 38100 Braunschweig 

 

 Landgericht  

 
Mit Zustellungsurkunde 
 

An Herrn 
Ferdinand Präger 
Wallstraße 23 
38100 Braunschweig 
 
 

 Braunschweig 

Der Präsident 

Ihr Zeichen: Geschäfts-Nr.:  Durchwahl: Datum:  

 127 E 50.8/24 0531 488 - 336  26.11.2024 

 

Ihr Antrag auf Drehgenehmigung vom 31.10.2024 
 

Sehr geehrter Herr Präger, 

 

ich lege den Inhalt Ihres Schreibens vom 31.10.2024 als Antrag auf Erteilung einer Foto- und 

Drehgenehmigung im Gebäude des Landgerichts Braunschweig anlässlich des Zivil-

rechtstreits Minke ./. Präger (Az. 11 O 173/23) aus. Diesen Antrag lehne ich ab. Einen An-

spruch Ihrerseits auf die beantragte Drehgenehmigung vermag ich nicht zu erkennen. Insbe-

sondere können Sie sich nicht auf einen presserechtlichen Anspruch berufen, da für mich nicht 

feststellbar ist, dass Sie der Presse angehören. Sie verfügen nicht über einen Presseausweis 

und sind auch nicht hauptberuflich tätig. Im Übrigen sind Sie selbst Partei des Rechtsstreits. 

Damit ist Ihnen eine Pressetätigkeit in diesem Verfahren versagt. 

 

Im Auftrag 

Schöne (Pressedezernentin) 

 

Beglaubigt 

 

Müller 

Justizobersekretärin 

Hausanschrift 
Münzstraße 17,   38100 
Braunschweig 
 

Telefon 
0531 488-0 
Telefax: 
05141 593 - 563 

E-Mail (nicht in Rechtssachen) 
LGBS-Poststelle@justiz.niedersachsen.de 
Internet 
www.landgericht-braunschweig.niedersach-
sen.de 

Überweisung an 
Landgericht Braunschweig 
IBAN DE77 2505 0000 0106 0249 55 
SWIFT/BIC: NOLA DE 2J 

 

Hinweis des LJPA: Es ist davon auszugehen, dass das Schreiben vom 26.11.2024 Herrn 

Präger am 03.12.2024 ordnungsgemäß zugestellt worden ist. 

Kopie

Anlage 2 
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Vermerk für die Bearbeitung 

1. Sie sind Rechtsreferendarin Rilke und haben den Arbeitsauftrag der Richterin 

am Landgericht (Koordinationsrichterin) Ludwig zu erfüllen. Es ist in jedem Fall 

– ggf. hilfsgutachterlich – auf sämtliche im Sachverhalt aufgeworfenen Rechts-

fragen einzugehen. Ein Sachbericht ist in jedem Fall zu fertigen. 

2. Bearbeitungszeitpunkt ist der 16.01.2025. 

3. Die Formalien (Zustellungen – auch per beA –, Unterschriften, Vollmachten 

usw.) sind in Ordnung, soweit diese im Sachverhalt nicht ausdrücklich proble-

matisiert werden.  

4. Es ist davon auszugehen, dass die vorgetragenen Tatsachen zutreffend sind, 

soweit sich nicht aus dem Sachverhalt etwas anderes ergibt. Falls eine weitere 

Sachverhaltsaufklärung für erforderlich gehalten wird, ist davon auszugehen, 

dass weitere Informationen nicht erlangt werden konnten. 

5. Sollte eine Frage für beweiserheblich gehalten werden, so ist eine Prognose zu 

der Beweislage (z. B. Beweislast, Qualität der Beweismittel) zu erstellen. 

6. Soweit in dem Aufgabentext Unterlagen nicht oder nicht vollständig abgedruckt  

oder in sonstiger Weise inhaltlich wiedergegeben sind, sind diese Unterlagen 

bzw. ihre nicht abgedruckten oder wiedergegebenen Teile für die Bearbeitung 

ohne Bedeutung. Soweit der Inhalt nicht abgedruckter Unterlagen wiedergege-

ben wird, ist die Wiedergabe zutreffend. Es ist davon auszugehen, dass sich 

aus dem Verwaltungsvorgang keine weiteren für die Bearbeitung relevanten In-

formationen ergeben. 

7. Es ist davon auszugehen, dass  

• die Akten am Verwaltungsgericht Braunschweig elektronisch geführt wer-

den; 

• die behördlichen Zuständigkeiten gewahrt wurden; 

• das Land Niedersachen durch den Präsidenten des Landgerichts Braun-

schweig vertreten wird und zudem richtiger Antragsgegner sowie beteili-

gungs- und prozessfähig ist; 

• Vorschriften des Informationsfreiheitsgesetzes des Bundes nicht zu prüfen 

sind und das Niedersächsische Pressegesetz keine Anwendung findet und 

• die Sicherheitsrichtlinie über die Kontrollen und den Zutritt zum Gebäude 

des Landgerichts Braunschweig vom 01.01.2020 rechtlich nicht zu bean-

standen ist. 
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Anlage 1/4: Kalender 2024 

 

Fest- und Feiertage 2024: 

01.01. Neujahr 20.05. Pfingstmontag 

29.03. Karfreitag 03.10. Tag der Deutschen Einheit 

01.04. Ostermontag 31.10. Reformationstag 

01.05. Maifeiertag 25./26.12. Weihnachtsfeiertage 

09.05. Christi Himmelfahrt  

M D M D F S S M D M D F S S M D M D F S S

1 2 3 4 5 6 7 1 2 3 4 1 2 3

8 9 10 11 12 13 14 5 6 7 8 9 10 11 4 5 6 7 8 9 10

15 16 17 18 19 20 21 12 13 14 15 16 17 18 11 12 13 14 15 16 17

22 23 24 25 26 27 28 19 20 21 22 23 24 25 18 19 20 21 22 23 24

29 30 31 26 27 28 29 25 26 27 28 29 30 31

M D M D F S S M D M D F S S M D M D F S S

1 2 3 4 5 6 7 1 2 3 4 5 1 2

8 9 10 11 12 13 14 6 7 8 9 10 11 12 3 4 5 6 7 8 9

15 16 17 18 19 20 21 13 14 15 16 17 18 19 10 11 12 13 14 15 16

22 23 24 25 26 27 28 20 21 22 23 24 25 26 17 18 19 20 21 22 23

29 30 27 28 29 30 31 24 25 26 27 28 29 30

M D M D F S S M D M D F S S M D M D F S S

1 2 3 4 5 6 7 1 2 3 4 1

8 9 10 11 12 13 14 5 6 7 8 9 10 11 2 3 4 5 6 7 8

15 16 17 18 19 20 21 12 13 14 15 16 17 18 9 10 11 12 13 14 15

22 23 24 25 26 27 28 19 20 21 22 23 24 25 16 17 18 19 20 21 22

29 30 31 26 27 28 29 30 31 23 24 25 26 27 28 29

30

M D M D F S S M D M D F S S M D M D F S S

1 2 3 4 5 6 1 2 3 1

7 8 9 10 11 12 13 4 5 6 7 8 9 10 2 3 4 5 6 7 8

14 15 16 17 18 19 20 11 12 13 14 15 16 17 9 10 11 12 13 14 15

21 22 23 24 25 26 27 18 19 20 21 22 23 24 16 17 18 19 20 21 22

28 29 30 31 25 26 27 28 29 30 23 24 25 26 27 28 29

30 31

Juli August

Januar Februar

April Mai

Oktober November Dezember
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Anlage 2/4: Kalender Januar 2025 

 

 

Fest- und Feiertage Januar 2025: 

01.01. Neujahr 

 

 

Anlage 3/4:  Auszug aus der Sicherheitsrichtlinie über die Kontrolle und den  

Zutritt zum Gebäude des Landgerichts Braunschweig vom 01.01.2020 

(veröffentlicht auf der Internetseite des Landgerichts Braunschweig)  

 

 […] 

§ 2 Eingangskontrollen 

(1) Grundsätzlich müssen sich alle Besucher, die das Landgericht Braunschweig be-

treten wollen, im Eingangsbereich einer Personen- und Gepäckkontrolle unterziehen. 

[…] 

(2) Die Personen- und Gepäckkontrolle dient dem Zweck, das Einführen von Waffen 

und sonstigen gefährlichen Gegenständen, die als Waffe eingesetzt werden können, 

sowie die Mitnahme von Foto-, Film-und Tonaufnahmegeräten in den gesicherten 

Bereich des Landgerichtsgebäudes zu verhindern. […] 

(3) Das Mitführen von Foto-, Film- und Tonaufnahmegeräten im Landgerichtsgebäude 

ist grundsätzlich untersagt. Dies gilt auch - mit Ausnahme für Pressevertreter - für 

Smartphones und Mobiltelefone mit Ton- und Bildaufnahmemöglichkeit. Die bei den 

Kontrollen aufgefunden Foto-, Film- und Tonaufnahmegeräte sind ebenfalls gegen 

Ausgabe einer Kontrollmarke für die Dauer des Aufenthalts des Besuches im Gebäude 

in Verwahrung zu nehmen. Werden Film-, Foto- und Tonaufnahmen gestattet, dürfen 

Journalisten die für die Aufnahmen erforderliche Ausrüstung mitführen. […] 

[…] 

§ 8 Schlussbemerkung 

Der Präsident des Landgerichts kann Ausnahmen von der Richtlinie bei dringender 

behördlicher Notwendigkeit zulassen. Anordnungen im Rahmen sitzungspolizeilicher 

Befugnisse bleiben von dieser Richtlinie unberührt. 

 

M D M D F S S

1 2 3 4 5

6 7 8 9 10 11 12

13 14 15 16 17 18 19

20 21 22 23 24 25 26

27 28 29 30 31

Januar
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Anlage 4/4:  Auszug aus dem Pressekodex  

(in der zum Zeitpunkt der Bearbeitung gültigen Version vom 

22.03.2017) 

 

Ziffer 1 - Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschenwürde 

Die Achtung vor der Wahrheit, die Wahrung der Menschenwürde und die wahrhaftige 
Unterrichtung der Öffentlichkeit sind oberste Gebote der Presse. 

Jede in der Presse tätige Person wahrt auf dieser Grundlage das Ansehen und die 
Glaubwürdigkeit der Medien. 

[…] 

Ziffer 2 - Sorgfalt 

Recherche ist unverzichtbares Instrument journalistischer Sorgfalt. Zur Veröffentli-
chung bestimmte Informationen in Wort, Bild und Grafik sind mit der nach den Um-
ständen gebotenen Sorgfalt auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen und wahrheitsgetreu 
wiederzugeben. Ihr Sinn darf durch Bearbeitung, Überschrift oder Bildbeschriftung we-
der entstellt noch verfälscht werden. Unbestätigte Meldungen, Gerüchte und Vermu-
tungen sind als solche erkennbar zu machen. 

[…] 

Ziffer 6 - Trennung von Tätigkeiten 

Journalisten und Verleger üben keine Tätigkeiten aus, die die Glaubwürdigkeit der 
Presse in Frage stellen könnten. 

 

Richtlinie 6.1 (zur Erläuterung von Ziffer 6 des Pressekodex)  
- Doppelfunktionen 
 
Übt ein Journalist oder Verleger neben seiner publizistischen Tätigkeit eine Funktion, 
beispielsweise in einer Regierung, einer Behörde oder in einem Wirtschaftsunterneh-
men aus, müssen alle Beteiligten auf strikte Trennung dieser Funktionen achten. Glei-
ches gilt im umgekehrten Fall. 

[…] 

 

Hinweis des LJPA: Von einem Abdruck im Übrigen („[…]“) wird abgesehen. Es ist 

davon auszugehen, dass nicht abgedruckte Vorschriften für die Bearbeitung nicht von 

Bedeutung sind. 

 


